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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Reutlingen vom 30.04.2020 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Der am 17.05.1973 geborene KlÃ¤ger hat den Beruf des Malers und Lackierers
erlernt und arbeitete mit Unterbrechungen bis zum April 2012 in diesem Beruf.
AnschlieÃ�end war er vom 21.08.2012 bis zum 30.11.2012 als Taxifahrer
beschÃ¤ftigt und ist seitdem arbeitslos. Seit 01.01.2013 bezieht er Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(Arbeitslosengeld II). Am 17.01.2013 erlitt er einen privaten Unfall und zog sich
beidseitige Knieverletzungen sowie einen linksseitigen Bruch des oberen
Sprunggelenkes zu. Er verfÃ¼gt Ã¼ber einen Grad der Behinderung (GdB) von 40;
diesbezÃ¼glich ist ein Klageverfahren vor dem Sozialgericht Reutlingen (SG)
anhÃ¤ngig (S 9 SB 2141/19).
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Am 15.04.2014 stellte er einen ersten Antrag auf GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente, den die Beklagte nach Einholung eines Gutachtens durch
die FachÃ¤rztin fÃ¼r Allgemeinmedizin W. mit Bescheid vom 26.09.2014 ablehnte.
Der hiergegen erhobene Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom
18.12.2014). Im sich anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem SG (S 9 R 87/15)
befragte das Gericht zunÃ¤chst die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers und
veranlasste im Anschluss eine Begutachtung durch den Facharzt fÃ¼r OrthopÃ¤die,
Unfallchirurgie und Sozialmedizin Dr. K., der in seinem Gutachten vom 11.11.2015
folgende Diagnosen stellte: chronifiziertes LendenwirbelsÃ¤ulenschmerzsyndrom
mit BandscheibenvorfÃ¤llen im Segment L 3/4 und L 4/5 ohne Anhalt von
Nervenwurzelreizzeichen, beginnende degenerative VerÃ¤nderungen beider
HÃ¼ftgelenke mit freier Beweglichkeit und ohne Reizzeichen beidseits,
posttraumatische Gonarthrose rechts, beginnende Gonarthrose links nach
Weichteilverletzung im Rahmen eines Polytraumas am 17.01.2013, deutliche
Restbeschwerdesymptomatik linkes Sprunggelenk mit posttraumatischer
BewegungseinschrÃ¤nkung, degenerativen VerÃ¤nderungen linkes Sprunggelenk
und TeillÃ¤hmung des rechten FuÃ�es sowie Missempfindungen als Folge eines
Polytraumas am 17.01.2013, Hohl-SpreizfÃ¼Ã�e beidseits, degenerative
VerÃ¤nderungen beider GroÃ�zehengrundgelenke, Ausschluss hÃ¶hergradiger
Schultergelenksschaden sowie Ellenbogengelenksschaden, degenerative
VerÃ¤nderungen beider Handgelenke und der speichenseitigen Handwurzelgelenke
mit freier Beweglichkeit und ohne Reizzeichen, Hinweise fÃ¼r das Vorliegen einer
rheumatoiden Arthritis mit Erstmanifestation ca 2002 und Erstdiagnose 2009 mit
entsprechender regelmÃ¤Ã�iger antirheumatischer Medikation. Der KlÃ¤ger sei mit
Sicherheit noch in der Lage, unter Beachtung nÃ¤her aufgefÃ¼hrter qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich einer
BeschÃ¤ftigung nachzugehen. Im Hinblick hierauf nahm der KlÃ¤ger am 04.02.2016
die Klage zurÃ¼ck.

Am 28.03.2017 stellte er bei der Beklagten einen neuen Antrag auf GewÃ¤hrung
einer Erwerbsminderungsrente. Nachdem der sozialmedizinische Dienst in einer
Stellungnahme vom 21.06.2017 unter Auflistung der Diagnosen leichte TÃ¤tigkeiten
zeitweise im Stehen und Gehen und Ã¼berwiegend im Sitzen und unter Beachtung
weiterer qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen in einem Umfang von sechs
Stunden und mehr fÃ¼r mÃ¶glich gehalten hatte, lehnte die Beklagte mit Bescheid
vom 23.06.2017 den Antrag ab. Hiergegen richtete sich der Widerspruch des
KlÃ¤gers mit der BegrÃ¼ndung, sein Gesundheitszustand habe sich in den letzten
Monaten verschlechtert. Er kÃ¶nne weder eine sitzende noch stehende TÃ¤tigkeit
im Umfang von sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben. Die Beklagte veranlasste
daraufhin eine Begutachtung durch die FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie und
Unfallchirurgie Dr. S., die in ihrem Gutachten vom 16.03.2018 zu folgenden
Diagnosen kam: (1) Minderbelastbarkeit beider Kniegelenke und des linken
Sprunggelenks mit Restbeschwerden nach privatem Verkehrsunfall 01/2013 mit
operierten BrÃ¼chen des linken Sprunggelenks, des rechten Schienbeinkopfes und
Decollement-Verletzung linkes Kniegelenk mit Penetration ins Kniegelenk und
Einriss des Retinakulum medialis, BewegungseinschrÃ¤nkung des linken
Sprunggelenks; (2) Weitgehend unbehandelte, histologisch seit 06/2009 gesicherte
Gicht bei Ã�bergewicht und zeitweisem schÃ¤dlichen Gebrauch von Alkohol; (3)
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Minderbelastbarkeit der WirbelsÃ¤ule bei BandscheibenvorfÃ¤llen in den
Segmenten L3/4 und L4/5 ohne neurologisches Funktionsdefizit; (4) Degenerative
VerÃ¤nderungen beider Handgelenke und der speichenseitigen Handwurzelgelenke
mit freier Beweglichkeit und ohne Reizzeichen. Leichte Minusvariante der linken Elle
mit zeitweiliger Reizerscheinung am linken Handgelenk; (5) Missbrauch
opioidhaltiger Schmerzmittel; (6) Kein Anhalt fÃ¼r das Vorliegen einer
rheumatischen Arthritis. Kein Anhalt fÃ¼r das Vorliegen einer Schuppenflechte; (7)
Nebendiagnosen: Hohl-SpreizfÃ¼Ã�e beidseits mit degenerativen VerÃ¤nderungen
beider GroÃ�zehengrundgelenke. Der KlÃ¤ger sei in der Lage, bei Beachtung
qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im
Ã¼berwiegenden Sitzen mindestens sechs Stunden tÃ¤glich auszuÃ¼ben. Als Maler
und Lackierer sei der KlÃ¤ger nur noch unter drei Stunden tÃ¤glich einsatzfÃ¤hig.

Mit Widerspruchsbescheid vom 18.09.2018 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers daraufhin zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 16.10.2018 beim SG erhobene Klage. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne keine sechs Stunden tÃ¤glich unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig sein, weshalb jedenfalls Anspruch auf
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bestehe. Die im Widerspruchsbescheid
genannten GesundheitsstÃ¶rungen seien in ihren Auswirkungen nur unzureichend
berÃ¼cksichtigt. Nicht ausreichend gewÃ¼rdigt seien die Schmerzsymptomatik
sowie die beim KlÃ¤ger vorhandenen Dauerschmerzen. Die Behandlung in der
Schmerzklinik M. habe nur zu einer minimalen und vorÃ¼bergehenden Besserung
gefÃ¼hrt, weshalb die Schmerzen als dauerhafte GesundheitsstÃ¶rung anzusehen
und zu berÃ¼cksichtigen seien.

Das SG hat zunÃ¤chst die behandelnden Ã�rzte des KlÃ¤gers als sachverstÃ¤ndige
Zeugen befragt. Der leitende Oberarzt T. von der A.-Klinik M. (Klinik fÃ¼r
AnÃ¤sthesiologie) hat mit Schreiben vom 01.12.2018 mitgeteilt, der KlÃ¤ger habe
sich vom 17.11.2017 bis 24.11.2017 in stationÃ¤rer Behandlung befunden und sei
anschlieÃ�end ambulant in der Schmerzambulanz behandelt worden. Im Hinblick
auf die chronischen Schmerzen des KlÃ¤gers sei dieser nicht imstande, selbst
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten in einem Umfang von sechs Stunden tÃ¤glich zu
verrichten. Es liege ein OpiatÃ¼bergebrauch vor. In ihrer Stellungnahme vom
14.12.2018 hat die FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. M. dargelegt, die Schmerzen
zeigten sich progredient, Schmerzmedikation fÃ¼hre nicht zur Besserung. Eine
Aussage zum beruflichen LeistungsvermÃ¶gen sei nicht mÃ¶glich. Die
AllgemeinÃ¤rztin F. hat unter dem 18.12.2018 mitgeteilt, der KlÃ¤ger leide unter
einer progredienten Chronifizierung seiner Schmerzerkrankung. Die kÃ¶rperlichen
Diagnosen bestÃ¼nden unverÃ¤ndert fort, doch sei psychisch im Verlauf der
Behandlung ein Fortschreiten der SchmerzverarbeitungsstÃ¶rung zu verzeichnen.
Der KlÃ¤ger sei weder kÃ¶rperlich noch psychisch in der Lage, in einem Umfang
von sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein.

AnschlieÃ�end hat das SG eine Begutachtung durch den Arzt fÃ¼r Chirurgie,
Unfallchirurgie und OrthopÃ¤die Dr. S. veranlasst, der in seinem Gutachten vom
14.05.2019 nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers folgende Diagnosen
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gestellt hat: (1) Chronische SchmerzstÃ¶rung mit psychischen und somatischen
Faktoren; (2) Neuropathisches Schmerzsyndrom linkes Bein bei
PeroneusschÃ¤digung und posttraumatischer Arthrose des linken oberen
Sprunggelenkes; (3) Unspezifischer RÃ¼ckenschmerz; (4) Hallux valgus rechts. Der
KlÃ¤ger sei in der Lage, in einem Umfang von drei bis unter sechs Stunden tÃ¤glich
erwerbstÃ¤tig zu sein. Zu vermeiden seien schwere und Ã¼berwiegend
mittelschwere TÃ¤tigkeiten, SchichttÃ¤tigkeiten, Ã¼berwiegend stehende und
gehende TÃ¤tigkeiten, das regelmÃ¤Ã�ige Heben und Tragen schwerer Lasten,
Arbeiten in monotonen KÃ¶rperhaltungen und Zwangshaltungen, mit besonderer
Verantwortung sowie unter besonderen klimatischen Beanspruchungen. Die
quantitative Leistungsminderung werde vorrangig durch die chronische
SchmerzstÃ¶rung begrÃ¼ndet. Bei Zweifeln an den getroffenen Feststellungen und
der sozialmedizinischen Leistungsbeurteilung werde die Einholung eines
nervenÃ¤rztlichen Gutachtens empfohlen. In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme
vom 28.07.2019 hat Dr. S. sich mit Einwendungen des sozialmedizinischen Dienstes
der Beklagten vom 04.06.2019 auseinandergesetzt und an seiner EinschÃ¤tzung
festgehalten. Eine Begutachtung auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet zur weiteren
AbklÃ¤rung kÃ¶nne zielfÃ¼hrend sein.

Das SG hat daraufhin den Facharzt fÃ¼r Neurologie, Psychiatrie und Psychotherapie
Dr S. mit der Erstellung eines nervenÃ¤rztlichen Gutachtens betraut, der darin nach
ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers folgende Diagnosen gestellt hat (Gutachten
vom 16.01.2020): (1) AbhÃ¤ngigkeit von Opioiden und Cannabinoiden; (2) Leichte
somatische BelastungsstÃ¶rung mit Ã¼berwiegendem Schmerz; (3) FrÃ¼her
seronegative rheumatische Arthritis sowie Arthritis psoriatica. Der KlÃ¤ger sei nach
wie vor in der Lage, mindestens sechs Stunden tÃ¤glich einer regelmÃ¤Ã�igen
TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nachzugehen. Es bestÃ¼nden keine
schwereren und therapieresistenten psychischen FunktionsstÃ¶rungen, die einer
regelmÃ¤Ã�igen Leistungserbringung im Umfang von mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich entgegenstÃ¼nden. Zu vermeiden seien Arbeiten mit GriffnÃ¤he zu
abhÃ¤ngig machenden Substanzen, Schichtarbeiten, Akkord- und
FlieÃ�bandarbeiten sowie Arbeiten mit besonderer Verantwortung und geistiger
Beanspruchung.

Hierzu hat der KlÃ¤ger eingewandt, er kÃ¶nne keine 2 km am StÃ¼ck
zurÃ¼cklegen bzw keine Gehdauer von einer halben Stunde bewÃ¤ltigen, die
chronische SchmerzstÃ¶rung mit psychischen und physischen Faktoren sei nicht
berÃ¼cksichtigt worden, es liege eine komplexe MultimorbiditÃ¤t vor, die mit
einem GdB von 40 nicht ausreichend berÃ¼cksichtigt sei, und er sei bei
SchmerzschÃ¼ben Ã¤uÃ�erst hilflos. Die Akte zum Verfahren S 9 SB 2141/19 sei
beizuziehen.

Mit Gerichtsbescheid vom 30.04.2020 hat das SG die Klage abgewiesen mit der
BegrÃ¼ndung, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nach wie vor TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer LeistungseinschrÃ¤nkungen
arbeitstÃ¤glich sechs Stunden und mehr verrichten. Im Rahmen der Begutachtung
durch den gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Dr. S. seien keine schwerwiegenden
und dauerhaft anzusehenden psychischen FunktionsstÃ¶rungen nachzuweisen
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gewesen, die eine quantitative EinschrÃ¤nkung des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens begrÃ¼nden kÃ¶nnten. FÃ¼hrender Befund sei die beim
KlÃ¤ger im Vordergrund stehende Schmerzsymptomatik. Auch bei einer
Schmerzerkrankung kÃ¶nnten fÃ¼r die Beurteilung von LeistungseinschrÃ¤nkungen
als Basis der Feststellung einer Erwerbsminderung nur objektive bzw objektivierbare
Kriterien herangezogen werden, weshalb die subjektive EinschÃ¤tzung des
betroffenen Versicherten zum Umfang und zur IntensitÃ¤t der Schmerzen
keinesfalls ausreiche. Sozialmedizinisch sei die SchmerzstÃ¶rung nicht losgelÃ¶st
von der beim KlÃ¤ger vorliegenden AbhÃ¤ngigkeit von Opioiden und Cannabinoiden
zu beurteilen. Insoweit lieÃ�en weder die Anzahl noch die Dosierung der
eingenommenen psychotropen Substanzen einen RÃ¼ckschluss auf die
tatsÃ¤chliche SchmerzintensitÃ¤t zu. Der KlÃ¤ger habe im Rahmen der
Begutachtung â�� trotz aggravierend wirkender Schmerzangaben â�� zu keinem
Zeitpunkt schmerzgeplagt oder leidend gewirkt. SchlieÃ�lich sei bei dem
Krankheitsbild des KlÃ¤gers â�� ungeachtet seiner diagnostischen Klassifizierung
â�� zu berÃ¼cksichtigen, dass fÃ¼r die Feststellung einer hierauf gestÃ¼tzten
Erwerbsminderung feststehen mÃ¼sse, dass alle BehandlungsmÃ¶glichkeiten
bereits ausgeschÃ¶pft seien. Sozialmedizinisch kÃ¶nne von einer
Leistungsminderung grundsÃ¤tzlich erst dann ausgegangen werden, wenn als
therapieresistent anzusehende schwere FunktionsstÃ¶rungen festzustellen seien,
die sich auf die fÃ¼r eine Leistungserbringung relevanten Funktionsbereiche
bezÃ¶gen. Um FunktionsstÃ¶rungen in diesem Sinne als therapieresistent
einzustufen, mÃ¼ssten die ambulanten und stationÃ¤ren
BehandlungsmÃ¶glichkeiten erfolglos verlaufen sein. Unter Beachtung dieser
Vorgaben seien beim KlÃ¤ger sowohl die somatische BelastungsstÃ¶rung als auch
die Suchterkrankung vollkommen unbehandelt. Der KlÃ¤ger stehe in keiner
fachpsychiatrischen Behandlung. Entgegen der ausdrÃ¼cklichen und mehrfach
ausgesprochenen Empfehlung des Dr. T. sei eine verhaltenstherapeutisch
ausgerichtete Psychotherapie (SchmerzbewÃ¤ltigungstherapie) vom KlÃ¤ger
bislang nicht eingeleitet worden. Die ambulanten Vorstellungen in der
Schmerzambulanz wiesen AbstÃ¤nde von zum Teil mehreren Monaten auf. Eine
multimodal ausgerichtete Schmerztherapie im stationÃ¤ren Rahmen sei letztmalig
im Jahr 2017 in Anspruch genommen worden. Das therapeutische Vorgehen
beschrÃ¤nke sich im Wesentlichen auf eine anÃ¤sthesiologische Behandlung mit
der parallelen Einnahme sieben verschiedener psychotrop wirksamer Substanzen.
Hinzu komme â�� zumindest an den Wochenenden â�� der zusÃ¤tzliche Konsum
von Alkohol. Eine Ã¤rztlich Ã¼berwachte Schmerzmitteleinnahme scheine nicht
lÃ¤nger gewÃ¤hrleistet zu sein. Die bereits in hoher Dosierung
schmerztherapeutisch verordneten PrÃ¤parate (ua Dronabinol und Methadon)
wÃ¼rden vom KlÃ¤ger weit Ã¼ber die Verordnungsmenge hinaus in nicht mehr
therapeutischen und teils toxischen Dosen eigenmÃ¤chtig eingenommen.

SchlieÃ�lich fÃ¼hrten auch die Ã¼brigen Beschwerden zu keinem Rentenanspruch.
Den EinschrÃ¤nkungen auf chirurgisch/orthopÃ¤dischem Fachgebebiet sei durch die
Begrenzung auf kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten im Ã¼berwiegenden Sitzen in
ausreichendem MaÃ�e Rechnung zu tragen. Zu vermeiden seien das Heben und
Tragen schwerer Lasten, Arbeiten in monotonen KÃ¶rper- und Zwangshaltungen,
Arbeiten mit besonderer Verantwortung sowie mit Exposition von KÃ¤lte und
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NÃ¤sse. Der KlÃ¤ger sei nach sÃ¤mtlichen gutachtlichen Feststellungen in der Lage,
die sozialmedizinisch relevanten Gehstrecken zum Erreichen eines Arbeitsplatzes
zurÃ¼ckzulegen. Die von Dr. S. getroffene LeistungseinschÃ¤tzung gehe auf die
(fachfremde) Annahme einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung sowie einer
NervenschÃ¤digung am linken Bein mit neuropathischen Schmerzen zurÃ¼ck.
Beide Diagnosen seien nach den fÃ¼r das Gericht Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des Dr. S. fachÃ¤rztlich nicht nachzuvollziehen. Entscheidend fÃ¼r
die abweichende Leistungsbeurteilung sei maÃ�gebend der Umstand, dass aus
einem weitgehend unbehandelten StÃ¶rungsbild keine quantitative
Leistungsminderung resultiere. FÃ¼r das Vorliegen einer (aktiven) rheumatoiden
Arthritis sowie einer Schuppenflechte ergÃ¤ben sich im Rahmen der Begutachtung
im Verwaltungsverfahren keine Anhaltspunkte.

Gegen den ihm am 04.05.2020 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am
29.05.2020 Berufung beim Landessozialgericht Baden-WÃ¼rttemberg (LSG)
eingelegt mit der BegrÃ¼ndung, das unfallchirurgische/orthopÃ¤dische Gutachten
des Dr. S. vom 14.05.2019 gelange zu dem ausfÃ¼hrlich hergeleiteten Ergebnis,
dass dem KlÃ¤ger nur weniger als sechs Stunden ErwerbstÃ¤tigkeit arbeitstÃ¤glich
mÃ¶glich seien. Der Gutachter Dr. S. verteidige dieses Ergebnis auf seinem
Fachgebiet ausdrÃ¼cklich mit der ErgÃ¤nzung vom 28.07.2019 gegen den Vorhalt
der sozialmedizinischen Stellungnahme von Dr. E â�¦ Bemerkenswert sei nun die
Vorgehensweise im Gerichtsgutachten des Dr. S., welcher die
LeistungseinschÃ¤tzung von Dr. S. als fachfremd qualifiziere und gleichzeitig (!)
meine, bezogen auf das orthopÃ¤dische Fachgebiet des Dr. S. feststellen zu
kÃ¶nnen, dass "sicher von einem mindestens sechsstÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gen auszugehen" sei. Nach diesseitiger Auffassung disqualifiziere
sich das Gerichtsgutachten des Dr. S. damit selbst, weshalb es auch nicht als
Grundlage fÃ¼r eine objektive Entscheidung dienen kÃ¶nne. Es stehe vor allem
aber auch im Widerspruch zu den schriftlichen Vernehmungen der den KlÃ¤ger seit
vielen Jahren behandelnden FachÃ¤rzte und der HausÃ¤rztin. Hieraus ergebe sich
â�� entgegen der unter allen vorliegend beteiligten Ã�rzten singulÃ¤ren Auffassung
des Dr. S. -, dass der KlÃ¤ger in Wirklichkeit austherapiert sei. Es werde angeregt,
ein Obergutachten einzuholen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Reutlingen vom 30.04.2020 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 23.06.2017 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 18.09.2018 zu verurteilen, ihm Rente wegen voller
Erwerbsminderung, hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung ab dem
01.03.2017 nach den gesetzlichen Vorschriften zu gewÃ¤hren, hilfsweise ein
weiteres Gutachten auf orthopÃ¤dischem Fachgebiet von Amts wegen einzuholen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hat auf eine weitere sozialmedizinische Stellungnahme der Dr. E. verwiesen, die
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sich den AusfÃ¼hrungen des Dr. S. angeschlossen hat.

Hinsichtlich des weiteren Vorbringens der Beteiligten und weiterer Einzelheiten des
Sach- und Streitstands wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die
Gerichtsakten erster und zweiter Instanz einschlieÃ�lich der SG-Akte im Rechtsstreit
S 9 R 87/15 Bezug genommen. Weiterhin hat der Senat die Akte S 9 SB 2141/19
samt dazugehÃ¶riger Akte des Landratsamts R. zum Verfahren beigezogen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers hat keinen Erfolg.

Die nach den Â§Â§ 143, 144, 151 Abs 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und
fristgerecht eingelegte und statthafte Berufung ist zulÃ¤ssig, in der Sache jedoch
nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen, denn ein Anspruch
des KlÃ¤gers auf GewÃ¤hrung einer Erwerbsminderungsrente besteht nicht. Der
Bescheid der Beklagten vom 23.06.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 18.09.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Der geltend gemachte Anspruch richtet sich nach Â§ 43 Sechstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VI) in der ab 01.01.2008 geltenden Fassung des Art 1 Nr 12
RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 20.04.2007 (BGBl I, 554). Versicherte
haben nach Â§ 43 Abs 2 Satz 1 SGB VI Anspruch auf Rente wegen voller
Erwerbsminderung und nach Â§ 43 Abs 1 Satz 1 SGB VI Anspruch auf Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze, wenn sie voll
bzw teilweise erwerbsgemindert sind (Nr 1), in den letzten fÃ¼nf Jahren vor Eintritt
der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine versicherte
BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Nr 2) und vor Eintritt der Erwerbsminderung
die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr 3).

Voll erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs 2 Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den
Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens drei Stunden
tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Teilweise erwerbsgemindert sind nach Â§ 43 Abs 1
Satz 2 SGB VI Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Sowohl fÃ¼r die Rente wegen teilweiser als auch fÃ¼r die Rente wegen voller
Erwerbsminderung ist Voraussetzung, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit durch Krankheit
oder Behinderung gemindert sein muss. Entscheidend ist darauf abzustellen, in
welchem Umfang ein Versicherter durch Krankheit oder Behinderung in seiner
kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigt wird und in
welchem Umfang sich eine Leistungsminderung auf die FÃ¤higkeit, erwerbstÃ¤tig
zu sein, auswirkt.

Bei einem LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine BeschÃ¤ftigung von mindestens
sechs Stunden tÃ¤glich bezogen auf eine FÃ¼nf-Tage-Woche ermÃ¶glicht, liegt
keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§ 43 Abs 1 und Abs 2 SGB VI vor. Wer noch
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sechs Stunden unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts
arbeiten kann, ist nicht erwerbsgemindert; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs 3 SGB VI).

Vorliegend steht fÃ¼r den Senat fest, dass der KlÃ¤ger bei Beachtung qualitativer
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch Ã¼ber ein LeistungsvermÃ¶gen in einem Umfang
von mehr als sechs Stunden tÃ¤glich verfÃ¼gt. Hierbei stÃ¼tzt sich der Senat zum
einen auf das im Verfahren S 9 R 87/15 eingeholte Gutachten des Dr. K. vom
11.11.2015 und das im Wege des Urkundenbeweises zu verwertende Gutachten der
Dr. S. vom 16.03.2018, zum anderen auf das Gutachten des Dr. S. vom 16.01.2020
und â�� mit Ausnahme seiner Schlussfolgerung â�� die AusfÃ¼hrungen des Dr. S.
in seinem Gutachten vom 14.05.2019.

Der Schwerpunkt der Erkrankungen des KlÃ¤gers liegt auf orthopÃ¤dischem und
nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet. In orthopÃ¤discher Hinsicht leidet der KlÃ¤ger zum
einen unter einer Minderbelastbarkeit beider Kniegelenke sowie des linken
Sprunggelenkes. Dies folgt aus dem im Wege des Urkundenbeweises zu
verwertenden Gutachten der Dr. S. und ergibt sich auch aus dem im Verfahren S 9
R 87/15 eingeholten Gutachten des Dr. K â�¦ Dr. S. konnte demgegenÃ¼ber
angesichts muskulÃ¤rer Gegenspannung bzw geÃ¤uÃ�erter
BerÃ¼hrungsschmerzen sowohl das linke Knie als auch das linke Sprunggelenk nur
eingeschrÃ¤nkt untersuchen. Zum anderen bestehen RÃ¼ckenbeschwerden, die
von Dr. S. im Gutachten vom 14.05.2019 als unspezifische RÃ¼ckenschmerzen und
im Gutachten der Dr. S. als Minderbelastbarkeit der WirbelsÃ¤ule bei
BandscheibenvorfÃ¤llen beschrieben werden. Degenerative VerÃ¤nderungen beider
Handgelenke bzw Handwurzelgelenke, wie Dr. S. sie erwÃ¤hnt, sind von
untergeordneter Bedeutung, da laut Dr. S. freie Beweglichkeit bestand und auch Dr.
S. die Streckung der Langfinger als beidseits frei sowie den Faustschluss beidseits
als normal beschrieb.

Die Knie-, Sprunggelenks- und RÃ¼ckenerkrankungen fÃ¼hren zwar zu qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen insofern, als der KlÃ¤ger â�� wie Dr. S. nachvollziehbar
dargelegt â�� wegen der Knie- und Sprunggelenksbeschwerden keine
Ã¼berwiegend stehenden und gehenden TÃ¤tigkeiten mehr verrichten kann und
die RÃ¼ckenschmerzen das regelmÃ¤Ã�ige Heben und Tragen schwerer Lasten
nicht erlauben. Ã�berzeugend schloss Dr. S. zudem hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Knien und
Hocken ebenso aus wie das Ersteigen von Leitern und GerÃ¼sten sowie eine
Exposition gegen KÃ¤lte und NÃ¤sse. Auch sind monotone KÃ¶rperhaltungen sowie
Zwangshaltungen nicht mehr mÃ¶glich, wie Dr. S. nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt hat.
Zu einer quantitativen Leistungsminderung fÃ¼hren die orthopÃ¤dischen
EinschrÃ¤nkungen nach Ã�berzeugung des Senats indes nicht.

FÃ¼r den Senat nachvollziehbar und Ã¼berzeugend kamen weder Dr. K. noch Dr. S.
und auch nicht Dr. S. zu dem Ergebnis, dass die orthopÃ¤dischen Erkrankungen als
solche das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zeitlich eingrenzen. Dr. K. konnte
keine erhebliche WirbelsÃ¤ulenverkrÃ¼mmung, sondern lediglich eine leichte
WirbelsÃ¤ulenfehlhaltung feststellen ohne echte Nervenwurzelreizzeichen. Die
radiologischen Aufnahmen zeigten nur degenerative VerÃ¤nderungen in mÃ¤Ã�iger
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AusprÃ¤gung. Insofern stufte Dr. K. die RÃ¼ckenbeschwerden nicht als so
gravierend ein, dass sie zu einer Limitierung des LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼hrten.
Gleiches gilt fÃ¼r die Beschwerden an den Knien und Sprunggelenken. Zum selben
Ergebnis kam auch Dr. S., die im Bereich der WirbelsÃ¤ule nur mÃ¤Ã�iggradige
paravertebrale Muskelverspannungen ohne tastbare Myogelosen beschrieb. Die
Seitneigung sowie die Rotation der RumpfwirbelsÃ¤ule waren frei mit auch freier
Entfaltbarkeit der einzelnen WirbelsÃ¤ulenabschnitte, ohne dass Schmerzen
angegeben wurden. Zwar wurden beim Nachvornbeugen Schmerzen geÃ¤uÃ�ert,
doch bestand hier eine deutliche Diskrepanz zum Bewegungsumfang beim An- und
Ausziehen insofern, als dem KlÃ¤ger zuvor das Entkleiden zÃ¼gig ohne erkennbare
BewegungseinschrÃ¤nkungen und ohne SchmerzÃ¤uÃ�erungen gelungen war, die
Hose im Einbeinstand aus- und wieder angezogen und auch die Socken im Sitzen
aus- und angezogen wurden. Beim Schuheanziehen bÃ¼ckte sich der KlÃ¤ger mit
den HÃ¤nden bis zu den Schuhen hinunter, ohne einen SchuhlÃ¶ffel zu benÃ¶tigen.
Hinsichtlich der Knie beschrieb Dr. S. zwar einen Druckschmerz rechts Ã¼ber dem
lateralen Gelenkspalt und links Ã¼ber dem medialen Gelenkspalt und war die
Beugung links leicht eingeschrÃ¤nkt und beidseitig endgradig schmerzhaft, doch
lÃ¤sst sich damit ebenfalls keine zeitliche Leistungslimitierung begrÃ¼nden.
Gleiches gilt fÃ¼r die Beschwerden an den Sprunggelenken in Form eines
Druckschmerzes links und eingeschrÃ¤nkter Beweglichkeit, zumal der KlÃ¤ger ein
flÃ¼ssiges und raumgreifendes Gangbild zeigte. Auch Dr. S. begrÃ¼ndete die
quantitative Leistungsminderung nicht mit orthopÃ¤dischen EinschrÃ¤nkungen. Er
fand eine weitgehend normale Beweglichkeit der RumpfwirbelsÃ¤ule ohne
muskulÃ¤re VerhÃ¤rtungen paravertebral. Dementsprechend zeigte sich
radiologisch das knÃ¶cherne Signal regelrecht ohne Einengungen der nervalen
Strukturen und Fehlstellung. Die vom KlÃ¤ger geÃ¤uÃ�erten RÃ¼ckenschmerzen
lieÃ�en sich daher somatisch nicht erklÃ¤ren. Insbesondere konnte Dr. S. zuletzt
nicht einmal die Diagnose einer Bandscheibenerkrankung bei L3/L4 oder L4/L 5 bzw
einer Spinalkanalstenose L3 â�� L5 stellen. Auch aus den orthopÃ¤disch
begrÃ¼ndeten Beschwerden an Knien und Sprunggelenken folgerte Dr. S. keine
quantitative Leistungsminderung.

Eine solche zeitliche Limitierung des LeistungsvermÃ¶gens lÃ¤sst sich entgegen der
EinschÃ¤tzung des Dr. S. aber auch nicht mit Diagnosen auf nervenÃ¤rztlichem
Fachgebiet begrÃ¼nden. Hier leidet der KlÃ¤ger unter eine AbhÃ¤ngigkeit von
Opioiden und Cannabinoiden sowie einer leichten somatischen BelastungsstÃ¶rung
mit Ã¼berwiegendem Schmerz. Dies folgert der Senat aus dem schlÃ¼ssigen und
Ã¼berzeugenden Gutachten des Dr. S â�¦ Anders als von Dr. S. fachfremd
angenommen, konnte Dr. S. keine funktionsrelevanten neurologischen
FunktionsausfÃ¤lle feststellen, insbesondere keine Paresen. Aber auch
neuropathische Schmerzen bestanden nicht. Vor allem aber konnte Dr. S. anders als
â�� wiederum fachfremd â�� Dr. S. nicht die Diagnose einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung mit psychischen und somatische Faktoren stellen und Ã¼berdies
auch nicht die â�� laut Dr. S. gegenÃ¼ber ICD-10 vorzugswÃ¼rdige â�� Diagnose
einer somatischen BelastungsstÃ¶rung nach DSM-5 der Amerikanischen
Psychiatrischen Vereinigung. Der Senat braucht hier nicht weiter darauf
einzugehen, ob der deutschen oder der amerikanischen Diagnosestellung der
Vorzug zu geben ist, da es bei der Beurteilung einer Erwerbsminderung weniger auf
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die genaue Diagnose als auf die Auswirkungen der Erkrankung auf das kÃ¶rperliche
LeistungsvermÃ¶gen ankommt. Fest steht fÃ¼r den Senat, dass die
(Schmerz-)Erkrankung auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet keine zeitliche
LeistungseinschrÃ¤nkung zur Folge hat. Wie Dr. S. fÃ¼r den Senat nachvollziehbar
ausgefÃ¼hrt hat, waren bei dem KlÃ¤ger auÃ�er der verbalen Angabe, Schmerzen
zu empfinden, alle psychischen Funktionen vollkommen intakt. Es zeigte sich keine
relevante AntriebsstÃ¶rung, keine StÃ¶rung der Stimmung, des Denkens und der
Konzentration. Die FÃ¤higkeit zur sozialen Interaktion und Kommunikation war
ebenfalls ungestÃ¶rt. Schwerere psychische FunktionsstÃ¶rungen konnte Dr. S.
nicht feststellen und sind auch durch den Senat aus den Ã¼brigen Ã¤rztlichen
Unterlagen nicht erkennbar. Hinzu kommt, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der
gesamten Begutachtung durch Dr. S. zu keinem Zeitpunkt schmerzgeplagt oder
leidend wirkte. Korrespondierend hierzu fÃ¼hrte Dr. S. in ihrem Gutachten aus, der
KlÃ¤ger gehe einkaufen, in die Stadt, sitze auch mal in einem CafÃ© oder treffe
sich mit Freunden, gehe an den Wochenenden ab und zu auf den Sportplatz und
schaue Handball oder FuÃ�ball. Die von Dr. S. gestellte Diagnose einer
AbhÃ¤ngigkeit von Opioiden und Cannabinoiden fÃ¼hrt gleichfalls nicht zu einer
quantitativen Leistungsminderung, da sich im EEG kein Einfluss psychotroper
Substanzen zeigte und im Hinblick auf die von Dr. S. beschriebene erhaltene
FÃ¤higkeit zur sozialen Interaktion und Kommunikation sowie mangels StÃ¶rungen
der Konzentration und des Denkens auch im Ã�brigen keine Suchtfolgen ersichtlich
sind. Dass die nervenÃ¤rztlichen Erkrankungen kein leistungsminderndes AusmaÃ�
erreichen, folgt auch aus der bisher fehlenden Behandlung derselben und dem darin
zum Ausdruck kommenden eher geringen Leidensdruck. Wie Dr. S. Ã¼berzeugend
ausgefÃ¼hrt hat, ist die psychische StÃ¶rung bisher unbehandelt, da sich der
KlÃ¤ger nie in psychiatrisch-psychotherapeutische Behandlung begeben hat,
sondern lediglich eine rein anÃ¤sthesiologische Behandlung mit abhÃ¤ngig
machenden Stoffen und einem laut Dr. S. "wahren Durcheinander" an psychotrop
wirksamen Substanzen stattfindet. Der behandelnde Schmerztherapeut T. beklagte
in seinem Bericht vom 01.12.2018 ebenfalls, der KlÃ¤ger habe die empfohlene
ambulante Richtlinienpsychotherapie sowie ein psychotherapeutisches
Schlaftraining bisher nicht durchgefÃ¼hrt. Er begrÃ¼ndete dieses Unterlassen zwar
auch durch die depressive und Ã¤ngstliche KomorbiditÃ¤t mit deutlicher
Verminderung der EigenaktivitÃ¤t, doch ergibt sich aus dem Gutachten des Dr. S.
eine solche psychische Erkrankung, die einer EigenaktivitÃ¤t entgegenstÃ¼nde,
gerade nicht. Der Senat stellt daher fest, dass die Erkrankungen auf
nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet kein zur quantitativen LeistungseinschrÃ¤nkung
fÃ¼hrendes AusmaÃ� erreichen.

Der Einwand des KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigen, Dr. S. sei nicht zu folgen, da dieser
einerseits Dr. S. fachfremde ErwÃ¤gungen vorwerfe, andererseits aber eigene
fachfremde SchlÃ¼sse ziehe, indem er schreibe, orthopÃ¤disch sei mit Sicherheit
von einem mindestens sechsstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen auszugehen,
Ã¼berzeugt nicht. Dr. S. stellt nicht etwa eigene orthopÃ¤dische Diagnosen und
maÃ�t sich insofern nicht etwa orthopÃ¤disches Fachwissen an, sondern wertet nur
die EinschÃ¤tzung des Dr. S. aus. Dieser hat als wesentliche Diagnose gerade keine
orthopÃ¤dische Diagnose genannt, sondern ausgefÃ¼hrt, die Schmerzen zeigten
kein klinisches Korrelat und seien daher Ausdruck einer chronischen
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SchmerzstÃ¶rung â�� und damit einer nervenÃ¤rztlichen Diagnose. Insofern ergibt
sich unmittelbar aus dem Gutachten des Dr. S., dass die orthopÃ¤dischen
Beschwerden nicht zu einer Erwerbsminderung fÃ¼hren â�� nicht ohne Grund hielt
Dr. S. daher auch eine nervenÃ¤rztliche Begutachtung fÃ¼r sinnvoll.

Soweit die behandelnden Ã�rzte, nÃ¤mlich vor allem der Schmerztherapeut T. und
auch die HausÃ¤rztin F., anders als die Gutachter Dr. K., Dr. S. sowie Dr. S. von
Erwerbsminderung ausgehen, folgt der Senat ihnen nicht. Aufgabe behandelnder
Ã�rzte ist es, ihren Patienten unter therapeutischen Gesichtspunkten zu
untersuchen, seine WÃ¼nsche und Vorstellungen zu beachten und gemeinsam mit
dem Patienten eine wirksame Behandlung fÃ¼r die gesundheitlichen
EinschrÃ¤nkungen zu finden. Die Beurteilung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens
spielt â�� anders als bei der Begutachtung durch einen SachverstÃ¤ndigen â�� in
diesem Arzt-Patienten-VerhÃ¤ltnis demgegenÃ¼ber keine bzw nur eine
untergeordnete Rolle. Im Gegensatz dazu ist ein SachverstÃ¤ndiger gehalten, die
Untersuchung gerade im Hinblick darauf vorzunehmen, ob und in welchem
AusmaÃ� gesundheitliche Beschwerden zu einer EinschrÃ¤nkung des beruflichen
LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼hren. In diesem Zusammenhang muss der
SachverstÃ¤ndige auch die Beschwerdeangaben eines Versicherten danach
Ã¼berprÃ¼fen, ob und inwieweit sie sich mit dem klinischen Befund erklÃ¤ren
lassen, ohne hierbei Gefahr zu laufen, durch eine kritische Beurteilung das
Vertrauen des Patienten zu verlieren. Vor diesem Hintergrund kommt der
Beurteilung beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit eines Versicherten durch gerichtliche
und damit objektive SachverstÃ¤ndige nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Senats
(vgl Urteile vom 18.06.2013, L 11 R 506/12; 17.01.2012, L 11 R 4953; 30.06.2020, L
11 R 4342/18) und auch anderer LSG (vgl Hessisches LSG 28.03.2017, L 2 R 415/14,
Rn 65, juris; Hessisches LSG, 04.09.2019, L 6 R 264/17, Rn 85, juris; LSG Berlin,
20.10.2004, L 17 RA 101/03, Rn 24, juris) grundsÃ¤tzlich ein hÃ¶herer Beweiswert
zu als der EinschÃ¤tzung der behandelnden Ã�rzte. Dies gilt hier umso mehr, als
vorliegend vor allem die Schmerzen des KlÃ¤gers im Vordergrund stehen und damit
gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen, die naturgemÃ¤Ã� nicht von den behandelnden
Ã�rzten im Rahmen einer Untersuchung objektivierbar sind, sondern vornehmlich
nur anhand der Beschreibung durch den KlÃ¤ger beurteilt werden kÃ¶nnen. Vor
dem Hintergrund seiner Suchterkrankung, die von Dr. S. ausfÃ¼hrlich dargelegt
worden ist und die sich auch aus dem Entlassbericht der A.-Klinik M. vom
04.12.2017 Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt vom 07.11.2017 bis 24.11.2017
ergibt, ist aber eine verbale Schmerzangabe zu erwarten, um weiter Ã¼ber
Ã¤rztliche Verordnungen an die sÃ¼chtig machenden Substanzen zu gelangen.

Die aktenkundige rheumatische Arthritis bzw die auf Schuppenflechte
zurÃ¼ckzufÃ¼hrende Arthritis psoriatic, deren Vorliegen durch Dr. S. allerdings
bezweifelt wird, hat zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt jedenfalls keine Auswirkungen
auf das LeistungsvermÃ¶gen; eine rheumatologische Behandlung findet derzeit
nicht statt. Gelegentliche SchÃ¼be, die nach Angaben des KlÃ¤gers jedenfalls
seltener als alle 2 â�� 3 Monate auftreten (vgl Angaben des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber
Dr. S., Bl 99 SG-Akte) mÃ¶gen zur ArbeitsunfÃ¤higkeit fÃ¼hren, nicht jedoch zur
Erwerbsminderung. Gleiches gilt fÃ¼r GichtanfÃ¤lle.
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Der KlÃ¤ger ist nach Ã�berzeugung des Senats auch wegefÃ¤hig im
rentenrechtlichen Sinne. Da eine TÃ¤tigkeit zum Zweck des Gelderwerbs in der
Regel nur auÃ�erhalb der Wohnung mÃ¶glich ist, gehÃ¶rt zur ErwerbsfÃ¤higkeit
auch das VermÃ¶gen, eine Arbeitsstelle aufzusuchen (BSG 09.08.2001, B 10 LW
18/00 R, SozR 3-5864 Â§ 13 Nr 2 mwN; 28.08.2002, B 5 RJ 12/02 R). Das
Vorhandensein eines Minimums an MobilitÃ¤t ist deshalb Teil des nach Â§ 43 SGB VI
versicherten Risikos (BSG 17.12.1991, 13/5 RJ 73/90, SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr 10;
09.08.2001, B 10 LW 18/00 R, SozR 3-5864 Â§ 13 Nr 2; 14.03.2002, B 13 RJ 25/01 R
); das Defizit fÃ¼hrt zur vollen Erwerbsminderung. Hat der Versicherte keinen
Arbeitsplatz und wird ihm ein solcher auch nicht konkret angeboten, bemessen sich
die Wegstrecken, deren ZurÃ¼cklegung ihm â�� auch in Anbetracht der
Zumutbarkeit eines Umzugs â�� mÃ¶glich sein muss, nach einem generalisierenden
MaÃ�stab, der zugleich den BedÃ¼rfnissen einer Massenverwaltung Rechnung
trÃ¤gt. Dabei wird angenommen, dass ein Versicherter fÃ¼r den Weg zur
Arbeitsstelle Ã¶ffentliche Verkehrsmittel benutzen und von seiner Wohnung zum
Verkehrsmittel und vom Verkehrsmittel zur Arbeitsstelle und zurÃ¼ck FuÃ�wege
zurÃ¼cklegen muss. ErwerbsfÃ¤higkeit setzt danach grundsÃ¤tzlich die FÃ¤higkeit
des Versicherten voraus, vier Mal am Tag Wegstrecken von mehr als 500 Metern
mit zumutbarem Zeitaufwand (ca 20 Minuten) zu FuÃ� bewÃ¤ltigen und zwei Mal
tÃ¤glich wÃ¤hrend der Hauptverkehrszeit mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln fahren
zu kÃ¶nnen. Bei der Beurteilung der MobilitÃ¤t des Versicherten sind alle ihm
tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stehenden Hilfsmittel (zB GehstÃ¼tzen) und
BefÃ¶rderungsmÃ¶glichkeiten zu berÃ¼cksichtigen (BSG 17.12.1991, 13/5 RJ 73/90
, SozR 3-2200 Â§ 1247 Nr 10; 30.01.2002, B 5 RJ 36/01 R (juris) mwN). Vorliegend
ist der Senat davon Ã¼berzeugt, dass der KlÃ¤ger noch ausreichend wegefÃ¤hig
ist. Dr. S. beschrieb in ihrem Gutachten ein flÃ¼ssiges und raumgreifendes
Gangbild, und auch Dr. S. kam Ã¼berzeugend zu dem Schluss, der KlÃ¤ger kÃ¶nne
noch viermal 500 m tÃ¤glich in zumutbarem Zeitaufwand zurÃ¼cklegen. Dr. S.
erwÃ¤hnte bei der Beschreibung des Tagesablaufs zweimaliges etwa
halbstÃ¼ndiges Laufen am Tag und hielt den KlÃ¤ger ebenfalls dazu in der Lage,
die geforderte Wegstrecke in weniger als 20 Minuten zurÃ¼ckzulegen und auch
Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Aus dem Entlassbericht der A.-Klinik M.
vom 04.12.2017 ergab sich ebenfalls, dass der KlÃ¤ger nach eigenen Angaben zum
Aufnahmezeitpunkt noch 500 m am StÃ¼ck und zum Zeitpunkt der Entlassung
1500 m zu FuÃ� ohne Pause zurÃ¼cklegen konnte.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass vorliegend in der Person des KlÃ¤gers eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungsbeeintrÃ¤chtigungen oder eine spezifische
LeistungsbeeintrÃ¤chtigung gegeben wÃ¤re, bestehen nicht. SchlieÃ�lich ist hier
auch nicht von einem verschlossenen Arbeitsmarkt im Sinne der Rechtsprechung
des BSG und der dort aufgestellten Kriterien auszugehen (siehe BSG 30.11.1983, 5a
RKn 28/82, BSGE 56, 64, SozR 2200 Â§ 1246 Nr 110; siehe insbesondere auch
hierzu den bestÃ¤tigenden Beschluss des GroÃ�en Senats vom 19.12.1996, BSGE
80, 24, SozR 3-2600 Â§ 44 Nr 8; siehe auch BSG 05.10.2005, B 5 RJ 6/05 R, SozR
4-2600 Â§ 43 Nr 5). Die zur frÃ¼heren Rechtslage entwickelten GrundsÃ¤tze sind
auch fÃ¼r AnsprÃ¼che auf Rente wegen Erwerbsminderung nach dem ab
01.01.2001 geltenden Recht weiter anzuwenden (BSG 11.12.2019, B 13 R 7/18 R).
Vom praktisch gÃ¤nzlichen Fehlen von ArbeitsplÃ¤tzen auf dem allgemeinen
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Arbeitsmarkt, die nur mit leichten kÃ¶rperlichen und geistigen Anforderungen
verknÃ¼pft sind, kann derzeit nicht ausgegangen werden, auch nicht aufgrund der
Digitalisierung oder anderer wirtschaftlicher Entwicklungen (BSG 11.12.2019, aaO
juris Rn 27). Eine spezifische LeistungseinschrÃ¤nkung liegt jedenfalls dann nicht
vor, wenn ein Versicherter noch vollschichtig kÃ¶rperlich leichte Arbeiten ohne
Heben und Tragen von GegenstÃ¤nden Ã¼ber 5 kg, ohne Ã¼berwiegendes Stehen
und Gehen oder stÃ¤ndiges Sitzen, nicht in NÃ¤sse, KÃ¤lte oder Zugluft, ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne Zwangshaltungen, ohne besondere Anforderungen an die
Fingerfertigkeit und nicht unter besonderen Unfallgefahren zu verrichten vermag
(BSG 27.04.1982, 1 RJ 132/80, SozR 2200 Â§ 1246 Nr 90). Der Ausschluss von
Zwangshaltungen oder Ã�berkopfarbeiten wird von der BeschrÃ¤nkung auf leichte
Arbeit ohnehin erfasst. Der Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit
bedarf es nicht, wenn â�� wie hier â�� typische Verrichtungen wie zB das Bedienen
von Maschinen oder das Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Kleben,
Sortieren, Verpacken, Zusammensetzen von Teilen mÃ¶glich sind.
EinschrÃ¤nkungen, die dem entgegenstehen kÃ¶nnten, lassen sich den oben
zitierten Gutachten nicht entnehmen.

Der KlÃ¤ger hat auch keinen Anspruch auf eine Rente wegen teilweiser
Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit. Voraussetzung eines solchen
Rentenanspruchs ist gemÃ¤Ã� Â§ 240 SGB VI, dass er vor dem 02.01.1961 geboren
und berufsunfÃ¤hig ist. Da der KlÃ¤ger im Jahr 1973 und damit nach dem Stichtag
geboren wurde, kommt dieser Anspruch von vornherein nicht in Betracht.

Weiterer Ermittlungen bedurfte es vorliegend nicht; insbesondere sah der Senat
keine Veranlassung, im Hinblick auf die unterschiedlichen
LeistungseinschÃ¤tzungen des Dr. S. und Dr. S. ein weiteres orthopÃ¤disches
Gutachten einzuholen, wie dies vom KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigten im Rahmen der
mÃ¼ndlichen Verhandlung beantragt worden ist. Der in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gestellte Antrag, ein weiteres Gutachten auf orthopÃ¤dischem
Fachgebiet von Amts wegen einzuholen, wird daher abgelehnt. Das BSG hat
wiederholt darauf hingewiesen, dass sich das Tatsachengericht im Rahmen der
BeweiswÃ¼rdigung mit widersprechenden Gutachtenergebnissen
auseinanderzusetzen hat. HÃ¤lt das Gericht eines von mehreren Gutachten fÃ¼r
Ã¼berzeugend, darf es sich diesem anschlieÃ�en, ohne ein weiteres Gutachten
einzuholen. Die WÃ¼rdigung unterschiedlicher Gutachtenergebnisse gehÃ¶rt â��
wie die anderer sich widersprechender Beweisergebnisse â�� zur
BeweiswÃ¼rdigung. FÃ¼r eine weitere Beweiserhebung bleibt dabei regelmÃ¤Ã�ig
kein Raum (vgl zuletzt nur BSG 24.06.2020, B 9 SB 79/19 B, R. 11, juris). Liegen
bereits mehrere Gutachten vor, ist das Tatsachengericht nur dann zu weiteren
Beweiserhebungen verpflichtet, wenn die vorhandenen Gutachten iS von Â§ 118
Abs 1 Satz 1 SGG iVm Â§ 412 Abs 1 Zivilprozessordnung (ZPO) ungenÃ¼gend sind,
weil sie grobe MÃ¤ngel oder unlÃ¶sbare WidersprÃ¼che enthalten oder von
unzutreffenden sachlichen Voraussetzungen ausgehen oder Anlass zu Zweifeln an
der Sachkunde des Gutachters geben (vgl BSG 12.12.2003, B 13 RJ 179/03 B, SozR
4-1500 Â§ 160a Nr 3 RdNr 9 mwN; BSG 20.02.2019, B 10 LW 3/17 B; BSG
03.02.2020, B 13 R 295/18 B). Solche MÃ¤ngel sind vorliegend nicht ersichtlich.
Vielmehr ist der Sachverhalt vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt; die vorhandenen Gutachten

                            13 / 14

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20R%207/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20RJ%20132/80
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%201246%20Nr%2090
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20SB%2079/19%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/118.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/118.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/412.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20RJ%20179/03%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-1500%20§%20160a%20Nr%203
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-1500%20§%20160a%20Nr%203
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2010%20LW%203/17%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20R%20295/18%20B


 

aus dem Verwaltungsverfahren sowie die Gutachten aus dem Gerichtsverfahren
bilden eine ausreichende Grundlage fÃ¼r die Entscheidung des Senats und haben
dem Senat die fÃ¼r die richterliche Ã�berzeugungsbildung notwendigen sachlichen
Grundlagen vermittelt (Â§ 118 Abs 1 Satz 1 SGG, Â§ 412 Abs 1 ZPO).

Die Berufung war daher ohne weitere Ermittlungen zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 25.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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